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GEWERKSCHAFTLICHE

EUNDSCHAU
FÜR DIE SCHWEIZ

Monat$sehrift de* Sehtoeiterischen Gewerkichoft.bunde.

Bmlag. __HJA««wrbeÄ". UitfihmgAUUt dm SdumU. Arb*it«Wdung*m»traU

No. 7 J„H 1934 26. Jahrgang

Für die Demokratie.
Von Prof. A. E g g e r.

Mit Genehmigung de, Verfassers nnd des Verlag« ve^

empfehlen.

Aus Kriegs- und Nachkriegsnot sind die heuti«en »Jtio-
„»liatischen Diktaturen entstanden. Sie sollte» aas

den Menschen in eine neue Gemeinschaft hinein.
^

Es fehlt nicht an Schweizern, die in ihnen em Vorbild senen

.feEn, In weü ^i^tn^DeuÄd^Äi^en^SX ^st^^Ordnun,^^^^

rückgewiesen: fcs gibt Keine uruuuiig,

__• ¦Sttrau'S:ä?_£___*
Schaftsbildung. «

Vermag der autoritäre Staat aber diese Auf-

von Ärl—, die erstaunliehe Wandlung in der HaL

tun_ zahlloser jugendlicher Menschen zu verkleinern oder den

GeUt dt Aufopferung vieler SA-Männer nur anzuzweifeln. Das



Äfti/und Tn?6 Im Jte i93_ eiDeS ^-^-haftserlebnisses
S_h_ft emnfnnLn ZZ *" dfm,^«"gegangenen Jammergiucitnatt emptunden. Aber was die Zeit vor allem fordert ™t
scLr_le"Clh:V0lt8WeCrd1,rg' diC P»l't"che Volksgemein,schalt, die p o 111. e c h e Selbsttätigkeit des Volkes.

tan, ™ji •aT? ^g"11^ vorhei, in denen ein Landesfüreten-tum «nd em Adels- oder irgendein anderer Stand die Geschäfte
d Vott? ___Z dhF t**»***» «• *» Volk, ntctodtch

5w^;"-Ä _rnd

über dem Volke thronen und seine Aufgaben ohne die nohtisch aktive Mitwirkung des Volkes lösen könnte Mit Onf-testt «f!Zucht- »nd °rd°-g. ¦* ÄtaStanscJiem Geist lassen sie sich nicht mehr hpw._lt._rl.. ti •

___r, fr«.*_• - -j» ä_S__s_1S'_______;
Ä*^__r?s_2__r M **¦~*VSE

ÄtSüa* s__?ÄSÄts
Äads,„_rdÄS,_f^ÄÄ^_______riAa-_s3ssniÄttsÄ_.__Sä
S_~Är__r„*TA —«~* ¦»=,»rb_b8_
spl____¦__.-___._."";_ ___rs_^ - rr'

at ,?:3f??"arc
Die wirklich demokratisdiPr. Väii. « i.Demokratie die Trf„! c- • _? Vol,ker bewahren der



Wegen der Mitarbeit aller Stände an der staatlichen
Ordnung. Das Ringen der Parteien, der öffentliche Kampf in den
Parlamenten, die KoUaboration der verschiedenen Parteien in den

Regierungen, in unserem Lande auch Referendum und Initiative,
ergeben die Möglichkeit und auch einen Zwang zu sachlicher
Arbeit. Eine Partei mag noch so selbstsüchtig nur die eigenen
«Belange» verfolgen wollen — sie muss sich in der Vertretung
ihrer Interessen auf die allgemeinen Interessen berufen,
und diese müssen, dergestalt von allen Seiten geltend gemacht,
letzten Endes sich durchsetzen. Deshalb kann heute keine
Regierung mehr, sie mag noch so einseitig zusammengesetzt sein,

einseitig nur die Interessen der ihr nahestehenden Bevölkerungsschichten

wahren, sie kann sich der Aufgabe nicht entziehen —
so unzulänglich es im einzelnen Falle geschehen mag —. die
allgemeinen Interessen zu wahren. Dieser Zusammenhang

mag dem Tagesbeobachter noch so oft entgehen, er mag auch

zeitweilig völlig aufgehoben scheinen — er besteht und setzt
sich gerade heute immer stärker durch. Gerade die Demokratie
birgt in sich die Mittel, um dem Gemeinwohl zum
Durchbruch zu verhelfen. Ich stehe nicht an, als ein
Beispiel hierfür die Finanzreform anzuführen. Bei einer so
einschneidenden Massnahme kann es schlechterdings nicht ohne Härten

und Unzulänglichkeiten abgehen. Aber insgesamt konnte die
Vorlage, die allen Schichten der Bevölkerung ihre Belastung
bringt, doch als ein durch die gemeinen Interessen verlangtes
Opfer auf sehr breiter parlamentarischer Grundlage

verabschiedet werden...
Schon mit diesen M i 11 e 1 n des Austrages der Kämpfe erweist

sich die Demokratie als die wahrhaft dynamische Staatsform.

Von der Diktatur hat man mit Recht sagen können, sie

sei ihrem Wesen nach statisch — hat sie einmal ihr Regiment
angetreten, dann geht ihre hauptsächlichste Sorge auf die Befestigung
desselben (und sie kann sich hierin nicht genug tun), auf die

Beharrung. Die Demokratie mag noch so schwerflüssig, zäh,
konservativ erscheinen — man hat sie trotzdem als die Umwälzung
in Permanenz bezeichnen können, denn sie schafft den immer
neuen Kräften im Volkskörper freie Bahn, sie geht nicht darauf

aus, diese zu hemmen und zu unterdrücken, sie gewährt ihnen
die Möglichkeit, sich zu entfalten und durchzusetzen... Diesem
Zwecke dienen vor allem die Freiheitsrechte der Presse

und der Vereinsbildung. Die Diktatur unterdrückt sie, die Demokratie

gewährleistet sie. Es ist eine voUkommene Verkennung,
in ihr nur einen «liberalistischen» Ausdruck der Selbstherrlichkeit

des einzelnen erblicken zu woUen. Gerade diesen Freiheitsrechten

kommt ein durchaus genossenschaftlicher Sinn
zu: sie sind die Mittel der Kollaboration der Oeffentlichkeit

an den staatlichen Angelegenheiten. Diese Mittel werden
natürlicherweise im Kampfe betätigt. Dem Ideal einer kämpf-
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losen Volksgemeinschaft — das, widerspruchsvoll genug, mit allenMitteln eines brutalsten Kampfes erstritten wird — kann imGrunde nur ein müdes Nachkriegsgeschlecht huldigen. Eine leben,
dige Volksgemeinschaft steckt stets voller Spannungen, die des
Austrages bedürfen. Diesem Gemeinschaftszwecke dienen
die demokratisch-liberalen Freiheitsrechte. Noch bleibt das Wort
unseres grossen vaterländischen Sängers wahr:

Heil uns, noch ist bei Freien üblich
Ein leidenschaftlich freies Wort!

In den demokratischen Völkern lebt aber auch die
Ueberzeugung, dass die Demokratie in sich auch die geistige Voraussetzung

berge zur materiellen Lösung der Aufgaben, zurinnern Ueberwindung der Krise und zu dem erforderlichenkonstruktiven Aufbau. Mit der Staats form allein ist noch
kein Sachproblem gelöst. Die Diktatur sieht sich inner- und
aussenpolitisch vor die gleichen Probleme gestellt wie die
Demokratie. Sie kann mit ihren Lösungen rascher zur SteUe sein, die
demokratischen Mühlen arbeiten langsamer. Aber wenn es wahr
ist, dass die Demokratie in einer lebensnahen Erfassung des
Volksbegriffes und im Menschentum verwurzelt ist,dann liegt in ihr das soli dest e Fun d a men t für diesachlich angemessene Lösung der Probleme der Volksund

der Völkergemeinschaft. Sofern überhaupt eine Staatsform
eine gewisse Gewähr zu bieten vermag für die angemessenesachliche Bewältigung der Aufgaben, dann ist es die demokratische.

Sie ist es, weil (und sofern) sie in der Gesinnungdes Demokratismus und Humanismus verwurzelt ist.
Gerade diese Gesinnung hat sich, wie wir gesehen, immer wiederdurch alle Jahrhunderte in allen Fragen der Gestaltung des
menschlichen Zusammenlebens als die wahrhaft wegweisende,
fruchtbare, schöpferische erwiesen — sie ist es heutenoch.

Das wäre schon zu erweisen für das Gebiet der innernPolitik. Es soll hier nur beispielsweise auf die
Sozialpolitik verwiesen werden. Die bismarckische Sozialpolitikwollte nicht Arbeiterschutz und Arbeitsrecht um des Arbeiterswillen — sie wollte in ihrem Sozialversicherungsrecht
«Staatsgesinnung» und «Dankbarkeit» züchten — der preussische
Etatismus musste einen falschen Ausgangspunkt haben, und erhat dann auch das Ziel nicht erreicht. Eine andere
Sozialpolitik — die Richtung des Freiherrn von Stumm — wollte denArbeiter an den Betrieb fesseln und einen neuen
Industriefeudalismus aufrichten. Männer wie Friedrich Naumann
haben m der Vorkriegszeit den Kernpunkt des sozialen Problems
gerade darin gesehen, ob es gelinge, im grossindustriellen
Produktionsprozess die Persönlichkeitsrechte des Arbeiters zu wahrenund gerade dadurch einen wahren Solidarismus zu begründen
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oder ob nicht «Jahrhunderte neuer feudaler
Bindung» heraufziehen. Gerade diesen Weg beschreitet resolut das

Dritte Reich. Aber droht schon der politische Führergedanke bei
einem Grossvolk in das Militaristische abzugleiten und dadurch
verfälscht zu werden — schon wollen deutsche Juristen das Wesen

des Gesetzes in einem «Führerbefehl» erblicken und begründen
damit eine neue Fesselung des Richters an den Gesetzesbuchstaben,

ein Uebel, an dem die deutsche Rechtspflege ohnehin schon schwer

leidet —, so erscheint vollends die Uebertragung des Führer- und
Gefolgschaftsgedankens auf die durch juristische Personen, durch

anonyme Gesellschaften getragenen und durch Kollegien
(Vorstände) geleiteten Grossbetriebe als problematisch — von allen
weitern Bedenken abgesehen. — Eine demokratische
Sozialpolitik wird vor allem die Kräfte der Selbsthilfe

einspannen — es ist kein Zufall, dass die Schweiz eines der
genossenschaftsreichsten Länder ist. Sie lässt dem « Kommunalsozialismus »,

der wiederum gerade in der Schweiz, aus genossenschaftlichem
Geiste heraus, stark geworden ist, freie Bahn. Vor allem wird sie

gerade im Ausbau des (heute in Deutschland zerschlagenen)
Arbeitsrechts ihre Aufgabe erblicken.

Die schöpferische und gemeinschaftsbildende
Kraft des demokratischen Gedankens bekundet sich

aber vor allem auf dem Gebiete, dem heute die vitalste Bedeutung

für die Völker zukommt, auf dem Gebiete der
Weltpolitik. Die tatsächliche, wirtschaftliche und
soziale, kulturelle und geistige Verbundenheit der Völker findet
ihren Ausdruck im Völkerbund, in der rechtlichen
Verbundenheit der Völker, in der Friedenssicherung durch
Nichtangriffspakte (Kellog-Briand), durch Friedensgarantie (Locarno)-
und Schiedsgerichtsverträge, den Minoritätenschutz, die kollektive
Abrüstung, den internationalen Arbeiterschutz u.a.m. Hier
erhebt sich vor unsern Augen die Vision einer neuen Verbundenheit,
einer neuen Gemeinschaft der Völker, die gerade in
dieser Verbundenheit den Frieden und die Freiheit reicher eigener
Entfaltung finden sollen. Natürlich erhebt sich gegen diese kühne

neue Konzeption in aller Welt «des Eigen-Neides Widerstreben,
der es für Traum und Wahnsinn hält» (Gottfr. Keller, Frühlingsglaube).

Aber es greift an die vitalsten Interessen der Völker,
dass dieser Weg beschritten werde, die Völker m ü s s e n ihn gehen

—- diese wahrhaft schöpferische Zielsetzung, diese grossartige und
schicksalentscheidende konstruktive Idee entspringt keinem
andern Wurzelboden als dem demokratischen. — So zwingend,
so lebenswahr geschaut sind diese Grundgedanken des humanistischen

Pazifismus, dass auch undemokratisch eingestellte Staatswesen

sich ihnen nicht entziehen können. Aber ihrem Ursprung
und ihrem tiefsten Sinngehalt nach gehören sie der Welt des

Demokratismus an — ebensosehr wie etwa Oswald Spenglers
Cäsarismus und Raubtierphilosophie die vollkommene Negation
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alles Demokratismus ist — und eben deshalb kommt dem
Kampfe, der in diesen N a ch kr i e gsdez ennien um
die Demokratie ausgefochten werden muss, für die
einzelnen und die Völker schicksalhafte Bedeutung zu.

Wo in diesem grossen Ringen wir hingehören, die Erben
unserer helvetischen Traditionen, das kann nach
all dem Gesagten nicht mehr zweifelhaft sein.

Die Selbstbesinnung weist uns unsern Platz an. Auch
das S ch weiz er volk wird der Demokratie die
Treue bewahren. Gerade uns kommt es zu, in diesen
Zeitläufen die Demokratie durchzuhalten. Das wollen wir und
müssen wir wollen um unserer selbst willen. Zugleich
woUen wir uns in die grosse Geistesfront der Demokratie
in der ganzen Welt eingliedern. Es wird die Zeit kommen, da sich
zeigen wird, dass wir gerade dadurch auch dem sprachverbundenen
deutschen Volk einen Dienst erwiesen haben, wie wir ihn auf
andere Weise nimmermehr zu leisten vermöchten.

Wir müssen unsere Demokratie verteidigen und durchhalten.
Das können wir nicht besser, das können wir überhaupt nur,
indem wir sie hegen und pflegen, institutionell und
geistig.

Wir müssen unsere Demokratie vor allem verteidigen.
Nur allzu viele haben den Ernst unserer Lage noch nicht erfasst.
Wir müssen uns der Ueberschwemmung mit ausländischen
Zeitungen, illustrierten Blättern und Revuen erwehren. Wir müssen
unser eigenes Schrifttum pflegen und fördern, eine, genau
besehen, sehr schwierige Aufgabe, die neuer organisatorischer
Massnahmen bedarf. Wir müssen unsere Schriftsteller aufbieten, unser
Theater in Dienst nehmen und ganz anders intensiv das Radio.
Wir müssen unsere Kräfte zusammennehmen, viel
straffer einspannen und viel, sehr viel Gemütlichkeit und
Schlamperei ablegen. Wir müssen unsere Reihen schliessen. Wir
müssen die Frauen — die Mütter unserer Söhne — zur Mitarbeit
am Gemeinwesen heranziehen (hierfür sei auf das « Plädoyer » in
Dr. Albert Oeri, Alte Front, 1933, verwiesen, einem ganz von schönstem

Humanismus erfüllten Buche). Auch unsere junge
Generation muss viel früher und intensiver zur Mitarbeit in Gemeinde,
Kanton und Bund gewonnen werden. — Unsere Demokratie
bedarf der Belebung, der Reformen. Sie erträgt im Kleinen
manchen Abbau. Es ist auch ganz unerlässlich, dass in Zeiten,
die rasches Handeln erfordern, im Bunde mit dringlichen
Bundesbeschlüssen und Ermächtigungen des Bundesrates gearbeitet wird
— nur muss das auf verfassungsmässiger Grundlage geschehen,
und wenn diese nicht ausreicht, muss sie geschaffen werden. Sie
muss auch vor Auswüchsen und Entartungen viel energischer
und wirksamer geschützt werden. Das Volk wird mit Recht
empfindlich gegen ungesunde Aemterkumulation und gegen die
Ausnützung einflussreicher Stellung für private Interessen. Die ärgste
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Misswirtschaft herrscht auf dem Gebiet der Wähle*u Died^mo
kratischen Rechte verpflichten - sie werden^allzuoft ,auss

braucht. Sie sollen gerade ein ideales A»8V£. PRa»r_ewähr.
aeben eine Auswahl der Magistraten auf breitester Basis gewaM

Listen - sie geschieht in Wirklichkeit nur allzuoft au. engster

Swinkelei heraus. Auch unsere Ab#TT^^..t"1_£
vJn amerikanischen uud neudeutschen Methoden *-*g*J~
Demokratie muss mit Vernunftgründen arbeiten, m.t Bgung
„nd Aufklärung und nicht mit Massensuggestion — um nicht zu

TL Hyp™ Suggestion ist geistige Vergewaltigung, demo-

Sch Sailein üfskussion. Ein schöner, offener, loyakr Kampf

war — wenn es auch an Ausartungen nicht ganz fehlte — die

Kampagne'm den Eintritt der Schweiz in den Volkerbund

(16- Vofrmmüssen wir unserer Demokratie alle,> erforderlichen

Schutz «„gedeihen lasen, Schutz gegen ihre Todfeinde. Schon

Mommsen stellte fest, dass die Demokratie sichß immer^
der

Durchführung ihresb^^in%tr^8^tS:_SS
dürfen wir auch erforderliche falls^em Ge^
Hber^e^Rerh'te^u/l, dem einzigen Z^
1. e1 rbeennd Wwige'Ä- » d" "A* ^ Jäheit. I

r~\£ruir-d uni rÄ3»Sund nussbraucht wurden » um °. ^ wPr Augen
Err. -. .""*?.f. .tr. r. ."£..?.r.v »..*•-
schein am Horizont _._.._

Mehr noch zu hegen und zu pflegen ist die demokra-
¦ _7r.»i_nun. Dies ist die höchste und schwerste Auf-

r n;P Demokratie birgt in sich selbst charakterologisch wert-

Teilnahme des Volkes an den Staatsgeschaften, und zwar aut eine

s,K»_E3ää



sie dem Utilitaristen so schwerfällig erscheinen, ist aber in
Wirklichkeit ihr edeltes Angebinde. Wahrer Demokratie geht es immer
um den Menschen. Der Lohn solchen Bemühens liegt in der
segensvollen Gestaltung des Gemeinwesens, in Recht, Friede undFreiheit.»

Staatliche Gewerkschaft in Oesterreich,
Aus österreichischen Gewerkschaftskreisen schreibt man uns:
Wir wollen nicht von der furchtbaren politischen Vergewaltigung

der Arbeiterklasse in Oesterreich und ihren Auswirkungen
sprechen. Es ist bekannt, was sich in Oesterreich zugetragen hat.Für die zerstörten freien Gewerkschaften wurde bekanntlich vonStaates wegen eine Monopolorganisation geschaffen, der
Gewerkschaf t sbund der Arbeiter und Angestellten.Es erfolgte eine Zusammenfassung der Berufsgruppen ohne
Befragen der arbeitenden Menschen, aber auch gleichzeitig eine
ganz sinnlose Zerreissung. Der organische Aufbau dieser
Scheinorganisation ist nicht ohne Interesse zu betrachten.

Der Gewerkschaftsbund gliedert sich in fünf Berufsverbände,die wieder in Gruppen der Arbeiter und Angestellten zerfallen.
Die Gruppe Industrie und Bergbau zählt neun Organisationen,die Gruppe Gewerbe gleichfalls neun; für Handel und Verkehr
sind drei, für Geld-, Kredit- und Versicherungswesen zwei Gruppen

geschaffen worden und die freien Berufe zählen elf Unterverbande.
Dies sind also 34 Organisationen. Die Trennung der

Arbeiter nach Beschäftigten in Industrie und Gewerbe stellt sich
als eme sehr unpraktische Ordnung dar, denn die Unternehmer
verstehen es, diese Zersplitterung für ihre Zwecke bei Festsetzung
von Löhnen und Arbeitsbedingungen prächtig auszunützen. Die
'm/ne?m se£r Sr°88e Zahl von Arbeitern und Angestellten inottentlicnen Diensten, wozu auch die Eisenbahner gehören, haben
bis heute keine Organisationsmöglichkeit. Ebenso ist auch die
Landarbeiterschaft organisatorisch vogelfrei.

Der Wirkungskreis der einzelnen Berufsgruppen ist äusserst
beschrankt. Vor allem haben die verschiedenen Gruppen inadministrativer und finanzieller Hinsicht keine Selbständigkeit,denn die Spitze dieses Organisationsgebildes schaltet und waltetnach eigenem Gutdünken, ohne jemand Rechenschaft schuldig
zu sein. Unverbürgten Nachrichten zufolge soll der Mitgliederstand

dieser Zwangsorganisationen augenblicklich insgesamt
hunderttausend betragen. In Wahrheit handelt es sich um einige hundert

freiwillig Beigetretene, ehemalige Freigewerkschafter, alles
ubnge sind Zwangsmitglieder, die einem Druck der Unternehmer
tolgten, dann Arbeitslose und unterstützungsfordernde Arbeits-
invalide. Wird in Betracht gezogen, dass die freien Gewerkschaften

zuletzt 560,000 Mitglieder zählten und andere Organisations-
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